
Kurzmeldungen

Aldrans – Beim Einbiegen 
in die Innsbrucker Straße 
in Aldrans missachtete ei-
ne Pkw-Lenkerin (55) am 
Donnerstag den Vorrang. 
Ein Zusammenstoß mit 
dem Auto einer 27-Jähri-
gen war die Folge. Der Wa-
gen der 55-Jährigen wurde 
in eine Wiese geschleudert. 
Beide Lenkerinnen erlitten 
Verletzungen. (TT)

Zwei Verletzte bei 
Zusammenstoß

Ebbs – Ein 82-jähriger 
Mann verließ Donners-
tag um 0.30 Uhr ein Ebb-
ser Wohnheim. Drei Feu-
erwehren und die Polizei 
starteten eine Suchaktion. 
Schließlich fanden die Ein-
satzkräfte mit einer Droh-
ne den durchnässten und 
unterkühlten Mann in ei-
ner Wiese. Er wurde ins 
Spital gebracht. (TT)

Drohne entdeckte 
vermissten Mann

Strass – Beim Hantieren 
mit einem Feuerzeug ha-
ben vermutlich Kinder ei-
nen Gartenschuppen in 
Strass unabsichtlich ange-
zündet. Als ein 79-Jähriger 
die Flammen löschen woll-
te, erlitt er leichte Verbren-
nungen. Die Feuerwehren 
Strass und Jenbach brach-
ten den Brand unter Kon-
trolle. (TT)

Kinder als Zündler, 
Pensionist verletzt

Innsbruck – Aus der Gar-
derobe einer Innsbrucker 
Schule stahl ein 31-Jähri-
ger am Mittwochabend ei-
ne Geldtasche und einen 
Autoschlüssel. Als der Dieb 
den Pkw am Parkplatz auf-
sperrte, wurde er vom Be-
sitzer ertappt und ange-
halten. Polizisten nahmen 
den 31-Jährigen wenig 
später fest. (TT)

Autodieb von 
Besitzer ertapptInnsbruck – Einstimmig wur-

de der Chef des Tiroler Ski-
lehrerverbands Richard Wal-
ter kürzlich als Präsident des 
Österreichischen Skischul-
verbandes (ÖSSV) bestätigt. 
Dieser vertritt bundesweit 
600 Skischulen und mehr als 
18.000 SchneesportlehrerIn-
nen. Generalsekretär bleibt 
Christian Abenthung, auch 
der Vizepräsident bleibt mit 
Gerhard Sint derselbe. (TT)

Tiroler bleibt Skischul-Präsident

Wiedergewählt: Präs. Richard Walter  
(l.) und Vize Gerhard Sint. Foto: Promedia

So sieht ein Prototyp eines Wasserstoffzuges der Firma Stadler Rail aus, mit der auch die Vertreter der Zillertal-
bahn im Gespräch sind. Foto: ZBV/Stadler

Von Peter Nindler

Innsbruck – 2016 wurde die 
Wasserstoffregion Zillertal 
ausgerufen. Wäre alles viel 
schneller gegangen, würde 
die Zillertalbahn vielleicht 
heute schon auf der 32 Ki-
lometer langen Strecke zwi-

schen Jenbach und Mayr- 
hofen mit Wasserstoff statt 
Diesel dampfen. 

Doch zwischenzeitlich ha-
ben sich die Kosten für die 
Umrüstung auf umwelt-
freundlichen Wasserstoff 
deutlich erhöht. Allein für die 
fünf Zuggarnituren müssen 
100 Millionen Euro bezahlt 
werden. Dazu kommt noch ei-
ne kritische Expertise, was die 
Energieeffizienz betrifft. Und 
schlussendlich geht es um die 
jährlichen Betriebskosten.  Die 
bewegen sich bei rund 27 Mio. 
Euro, möglicherweise sind sie 
sogar höher. Das Klimaschutz-
ministerium hat sich vom Vor-
haben längst verabschiedet. Es 
will nicht das Innovationsrisi-
ko übernehmen und die Zil-
lertalbahn weiter mit bis zu 35 
Prozent nach dem Privatbah-
nengesetz fördern.

Als Alternative wird im Land 
die von den Zillertaler Tou-
ristikern abgelehnte Elektrifi-
zierung mit einer Oberleitung 
ins Spiel gebracht. Diese hätte 
nämlich einen viel höheren 
Wirkungsgrad beim Antrieb 
und komme um einiges bil-
liger, heißt in Unterlagen des 
Landes. Hinter den Kulissen 
prallen derzeit Zahlen und 
Ansichten aufeinander. Denn 
das Zillertal tritt mächtig auf. 
Seilbahnsprecher, ÖVP-Wirt-
schaftsbundobmann und Na-
tionalrat Franz Hörl ist auch 
noch Vorsitzender im Auf-
sichtsrat der Zillertalbahn.  

Hörl kündigte gegenüber 
den verantwortlichen Lan-
despolitikern einen Aufstand 
an, sollte der Wasserstoffzug 
nicht kommen. Von der er-

höhten Nächtigungsabgabe 
sollen schließlich 2,5 Mio. Eu-
ro zweckgewidmet in eine mit 
Wasserstoff betriebene Zil-
lertalbahn fließen. Hörls Ver-
bündeter in der Regierung ist 
Energiereferent,  Bauernbun-
chef und Landeshauptmann-
stellverterter Josef Geisler. 
Ebenfalls ein Zillertaler.

Das Land drängt jetzt auf 
eine Entscheidung, am 10. 
Mai werden die Weichen ge-
stellt. Finanzreferent und 
Landeshauptmann Anton 
Mattle (VP) steckt in der 
Zwickmühle. Gerade hat er 
die Schuldenbremse ausgeru-
fen, gleichzeitig soll er die von 
seinen Beamten in der Ver-
kehrsabteilung berechneten 
Mehrkosten von sechs Mil-
lionen Euro für den Wasser-
stoffbetrieb gegenüber einer 
Elektrifizierung der Zillertal-
bahn tolerieren. Vertreter der 
Zillertalbahn verweisen hin-
gegen lediglich auf eine Kos-
tendifferenz von einer Mio. 
Euro. Der Ausbau der Schie-
neninfrastruktur kostet übri-
gens rund  20 Mio. Euro.

Möglicherweise einigen 
sich Land und Zillertalbahn 
auf einen Kompromiss mit 
einer ergebnisoffenen Aus-
schreibung: Wasserstoff-, 
Elektro- oder Batteriebetrieb.  
Erst wenn feststeht, auf wel-
chen Antrieb die Zillertalbahn 
umgerüstet wird (Umfang 
und Kosten des Projektes in 
Bezug auf Infrastruktur und 
Verkehrsdienstevertrag), 
kann mit dem Bund eine end-
gültige Mitfinanzierung ab-
geschlossen und vereinbart 
werden, heißt es vom Land.

Polit-Zoff droht bei 
Aus für Wasserstoff
Nach jahrelangen Verzögerungen steht Zillertalbahn nach 

wie vor ohne Öko-Antrieb da. Vor Neustart am 10. Mai.

Wasserstoff-Antriebssys-
tem: Grundsätzlich ist die 
direkte Stromnutzung durch 
Züge besser, denn bei der 
Wasserstoff-Herstellung 
wird zuerst Strom benötigt, 
um letztendlich Wasserstoff 
zu erzeugen. Und um mit 
diesem Wasserstoff dann 
wieder Strom für den Antrieb 
produzieren zu können. 
Wasserstoff-Züge gelten 
deshalb nur für Strecken als 
sinnvoll, auf denen sich keine 
teuren Oberleitungen lohnen, 
sowie dort, wo „grüner“ Strom 
genützt wird. Den Wasser-
stoff würde die Zillertalbahn 
jedoch vom Verbund erhalten. 

Vergleich der Antriebs-
systeme. Fährt ein Zug unter 
dem Fahrdraht, kommen 80 
Prozent der elektrischen Ener-
gie bei den Rädern an, beim 
Batteriebetrieb sind es 68 
Prozent und bei der Brenn-
stoffzelle wegen ihres gerin-
gen Wirkungsgrads nur 25 
Prozent. Diese Einschätzung 
kommt sogar vom Vertriebs-
chef des Wasserstoffzug-
Produzenten „Stadler Rail“ 
Ansgar Brockmeyer.

Wasserstoff

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Tirol ist mit an 
Bord. Das ist die gute Nach-
richt, mit welcher Gesund-
heitslandesrätin Cornelia 
Hagele (VP) gestern in Sa-
chen Pflegelehre aufwarten 
konnte. Neben Nieder- und 
Oberösterreich sowie Vorarl-
berg. Wer nun aber glaubt, 
mit dem Sanktus des Minis-
terrats im Bund wäre alles 
für einen Start im Herbst auf 
Schiene, irrt. Vielmehr benö-
tigt die neue Ausbildung so-
wohl noch einen Grob- als 
auch einen Feinschliff.

Für Hubert Innerebner, 
Geschäftsführer der Innsbru-
cker Sozialen Dienste (ISD) 
sowie Pflegeheim-Kurien-
sprecher in der Wirtschafts-
kammer Tirol, ist es „nicht 
verständlich“, wieso die Pfle-
gelehre nicht gleich in allen 
neun Bundesländern durch-
starten solle. Schließlich sei 
der Personalmangel überall 
gleich eklatant. Pilotphase 
hin oder her – Dauerzustand 
könne es nicht sein, dass le-
diglich eine Handvoll Län-
der bereit sei, hierfür Berufs-

schulklassen einzuführen.
Die geringe Menge an Klas-

sen zu Beginn hält indes Wal-
ter Draxl, Direktor des Ausbil-
dungszentrums West (AZW), 
vorerst für sekundär: „Wich-
tig ist, dass zuerst die Quali-
tät der Lehre  sichergestellt 
werden muss.“ Das Land 
plant, am AZW den fachtheo-
retischen Teil, an den Berufs-
schulen Lohbachufer den all-
gemeinen Ausbildungsteil 
anzusiedeln. Der beschlos-
sene Gesetzesentwurf lässt 
für Draxl aber noch einige 
Fragen offen. Solche, welche 
eine nun zu konstituierende 
„vorbereitende Kommissi-
on“ zur Einführung der Pfle-
gelehre zusammen mit Ge-
sundheitsminister Johannes 
Rauch (Grüne) beantworten 
soll. Etwa jene, in welcher 
Form die Gesundheits- und 
Krankenpflegeschulen in 
die neue Ausbildungsschule 
eingebunden werden sollen. 
Oder müssen. Tirol sei in die-
ser Kommission mit der für 
Pflege zuständigen stv. AZW-
Direktorin Waltraud Buch-
berger vertreten, so Draxl. 

Der Inhalt sei das eine, der 
infrastrukturelle Rahmen das 
andere, sagt Hagele. Das Land 
habe bereits mit Abfragen der 
über 90 Tiroler Wohn- und 
Pflegeheime begonnen, wer 
denn nun mit Herbst auch 
Lehrlinge aufzunehmen be-
reit sei. Weiters gelte es noch 
eine Vereinbarung zwischen 
den Tirol Kliniken und den 
Heimen bezüglich der nöti-
gen Praxisteile für die Lehr-
ausbildung abzuschließen. 
Und auch die Lehr-Ausbild-
nerInnen seien erst für diese 
kommende Aufgabe vorzu-
bereiten. Hagele stellt aber 

schon im Vorfeld eines klar: 
„Die Pflegelehre ist eine rei-
ne Ausbildungs-Geschichte: 
Diese Lehrlinge werden kei-
ne Hilfskräfte sein.“

In Sachen Personalman-
gel ist Hagele diese Woche 
an anderer Front in die Bre-
douille gekommen. Dass sie 
Pflege-Teilzeitkräfte dazu 
animieren will, ihre Stunden-
anzahl zu erhöhen, ist bei ei-
nigen Betroffenen gar nicht 
gut angekommen. Kritik, die 
Hagele einerseits direkt per 
Post, andererseits auch poli-
tisch erreicht. Liste-Fritz-Ab-
geordnete Andrea Haselwan-
ter-Schneider wähnt Hageles 
Ansage nahe einer „totalen 
Kapitulation“: „Die meisten 
Teilzeitbeschäftigten sind 
aufgrund des Pflegenotstan-
des eh schon verpflichtet, 
ihre Stundenanzahl zu erhö-
hen. Diese jetzt anzuhalten, 
noch mehr Stunden zu leis-
ten, klingt wie Hohn.“ Das, 
was das überlastete Pflege-
personal vielmehr brauche, 
sei u. a. „eine Stundenreduk-
tion bei vollem Lohnaus-
gleich“.

Pflegelehre braucht 
Grob- und Feinschliff
Nach grünem Licht aus Wien: Suche nach Lehr-Heimen 

und Ausbildnern angelaufen. LR Hagele in der Kritik.

Walter Draxl 
(Direktor AZW) 

„Die Menge macht 
keine Qualität. 

Zuerst muss die Qualität 
der Lehre sichergestellt 
sein.“
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Hubert Innerebner 
(WK-Kuriensprecher Pflegeheime) 

„ Soll das jetzt ein 
Dauerzustand 

sein? Bis wann wird die 
Lehre auf ganz Öster-
reich ausgerollt?“
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W ie viel Geld hat die 
Unternehmensgrup-

pe des Gemeindeverbands 
vom Land Tirol in den ver-
gangenen Jahren erhal-
ten? Das wollte der grüne 
Klubchef Gebi Mair von 
Gemeindereferent LH To-
ni Mattle (VP) wissen. Aus 
dem Gemeindeausgleichs-
fonds flossen 2022 rund 
950.000 Euro und neun Jah-
re zuvor 320.000 Euro an die 
GemNova. Bei „Tirol Tes-

tet“ bildete das Unterneh-
men im Dezember 2020 die 

Schnittstelle zwischen den 
Gemeinden und dem Land 
Tirol. Für die Koordination 
erhielt es 169.518 Euro.

Für die vollständige und 
reibungslose Implementie-
rung des Digitalen Dienst-
buches und der elektro-
nischen Zeiterfassung der 
Gemeindewaldaufseher 
gab es im Auftrag des Lan-
des 34.200 Euro, 5700 Euro 
bekam der Gemeindever-
band. (pn)

Landes-Aufträge für GemNova
Politik in Kürze

Vom Land gab es Aufträge in 
Höhe von 205.000 Euro. Foto: Böhm
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